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„Wie ein Riss in einer hohen Mauer“ – Kritisches zur Krise der Wirtschaft

Allianz für den freien Sonntag, Fürth, 10.3.2010

Von Ulrich Duchrow

Bevor wir uns dem Wort des Rates der EKD zur globalen Finanz- und Wirtschaftskrise „Wie ein riss in einer hohen Mauer zuwenden, lassen Sie uns einen Blick auf die Realität werfen. Ich tue dies, indem ich Ihnen Nachrichten zum Thema aus der Presse seit Beginn dieses Jahres interpretiere und daraus Schlüsse ziehe.

I. Die Realität: Die Herrschaft des (Finanz)kapitals

Am 5.2. lasen wir in den Zeitungen: Die Deutsche Bank wächst wieder. Überschrift in der FR:

„Ackermann ist wieder obenauf. DB verdient 2009 5 Mrd. Euro/
Boni und Dividenden steigen.“

Schauen wir uns die Zahlen etwas genauer an:

· 5 Mrd. Nettogewinn nach Steuern

· Rendite auf das Eigenkapital 15%, vor der Krise 25%

· Erhöhung der Personalkosten um 18%, geschönt: keine höheren Boni, weil öffentlich im Gerede, dafür Festgehälter erhöht. Wer redet über diese 18% Gehaltserhöhung der Banker? Aber geredet wird darüber, dass die Beschäftigten im öffentlichen Dienst 5% mehr Lohn fordern, von dem sie höchstens die Hälfte erhalten werden.

· Außerdem wurden in diesem Gewinnjahr ca 3000 Angestellte der DB weltweit entlassen. D.h. weitere Arbeitslose wurden dem Arbeitsmarkt überantwortet, für dessen Opfer der Staat zuständig ist.

· Die Aktionäre der Bank erhalten pro Aktie 0,75 Euro gegenüber 0,50 € im Vorjahr. Das ist eine Renditesteigerung für die Kapitalbesitzenden von 50%.

· 3,5 Mrd. von den 5 Mrd. Nettogewinn stammen aus dem Investmentbanking. Dabei profitierte die DB besonders von der Flut der Anleihen, die Staaten und Unternehmen zur Bekämpfung der Wirtschaftskrise ausgeben mussten. Ebenso von dem billigen Geld, das die Zentralbanken zur Ankurbelung der Kredite für die Realwirtschaft zur Verfügung stellen mussten, was wiederum dem Staat weniger Geld aus den sonst üblichen Überschüssen der Zentralbanken bringt. Die Bank gewann also aus der höheren Verschuldung unseres Staates, von dem sie nun wieder hohe Zinserträge abkassieren kann. Das aber sind die Steuern, die überwiegend die Lohnabhängigen erbringen.

· Außerdem profitiert sie direkt von den Riesensummen, die die Staaten in die Rettung der „systemrelevanten“ Banken und Versicherungskonzerne stecken mussten. Dadurch, dass die US-Regierung den Versicherungskonzern AIG rettete, flossen zweistellige Milliardensummen in die Kassen der Frankfurter. Als Herr Ackermann die Kanzlerin in der Nacht anrief, um ihr den Bankenrettungsschirm zu verkaufen, handelte er offenbar nicht ganz selbstlos. Denn an einer der Hauptpatienten, der Hypo Real Estate, war die DB einer der Hauptanteilseigener. Wäre sie pleite gegangen, wären der DB Milliarden verloren gegangen.

· Ausblick: Demnächst soll die Postbank übernommen werden, die früher einmal eine öffentliche Einrichtung war. Und man erhofft sich weitere Gewinnchancen auf den Rohstoffmärkten. D.h. die Spekulation mit Nahrungsmitteln und Bodenschätzen der Dritten Welt kann in eine nächste Runde gehen und für die Kapitalseigner Gewinn bringen.

Brechen wir hier ab. Das Ergebnis: Die Finanzmärkte, die die Krise direkt verschuldet haben, zeigen wieder offen, dass sie das gesamtgesellschaftlich erarbeitete Einkommen mit Riesenrenditen absahnen.

Blicken wir kurz auf die Realwirtschaft, zunächst auf die transnationalen Konzerne. Auch Siemens konnte wieder große Gewinne machen. Gleichzeitig kündigte die Firma weiteren Arbeitsplatzabbau an. Warum? Weil das Finanzkapital die Firmen unter Druck setzt, höhere Renditen auf die in der Firma getätigten Investitionen zu erzielen. Zeigen Sie mir ein realwirtschaftliches Projekt, das 15 oder 25% Rendite erwirtschaften kann. Da das nicht geht, müssen Kosten gespart werden. Also werden die Gewinne aus der ständigen Produktivitätssteigerung nicht in die Arbeitzeitverkürzung bei vollem Lohnausgleich oder in ökologische Verbesserungen investiert, sondern sie landen wiederum in den Taschen der Kapitaleigner schieben. Die entlassenen Menschen kann dann der Staat mit unseren Steuern am Leben erhalten. Außerdem kann man den Druck auf die kleinen und mittleren Zulieferbetriebe noch erhöhen und sie weiter ausbeuten – oder pleite gehen lassen, was wieder Arbeitsplätze kostet. Die Pleitewelle unter den KMBs ist im letzten Jahr weiter gestiegen.

Aber wollten die Politiker nicht neue Regulierungen einführen, und zahlen denn die Banken und TNCs sowie ihre Manager und Aktionäre nicht hohe Steuern auf ihre Renditen und Gewinne, so dass sich die Verluste des Gemeinwesens wieder ausgleichen?

Auch hier gab es interessante Neuigkeiten (oder auch Altbekanntes) zu Beginn des Jahres zu hören oder zu lesen. Zum Altbekannten gehören die Transferpreismanipulationen der transnationalen Konzerne. Sie schreiben kleine Rechnungen in dem Land, wo sie hohe Steuern zahlen müssten, als z. B. in D. In Niedrigsteuerländern, dagegen hohe Rechnungen. Oder sie wickeln den konzerninternen Handel gleich über rechtlose Freihandelszonen oder Steueroasen ab. Als neue Nachricht war am 2.2. in der FR zu lesen: „Lizenz zum Zocken. Leerverkäufe von Finanztiteln wieder erlaubt.“ Bei Leerverkäufen wetten Spekulanten auf fallende Aktienkurse. Sie waren auf dem Höhepunkt der Krise 2008 verboten worden. Jetzt sind sie wieder erlaubt.

Erlaubt ist auch Steuerflucht – trotz aller Beteuerungen der Politiker. Am 7.1. meldete die FR, dass Bundesfinanzminister Schäuble auf nationale Schritte gegen Steuerhinterziehung und Steuerflucht verzichten will. Er ordnete an, dass die Finanzverwaltungen der Länder das von der großen Koalition beschlossene Gesetz über Sanktionen gegen Privatpersonen und Unternehmen, die mit Steueroasen zusammenarbeiten nicht anwenden sollen. Angeblich gäbe es keine Steueroasen mehr. Wie seltsam, dass der gleiche Minister nun CDs mit gestohlenen Daten über Steuersünder kaufen will. Und schon melden sich in Baden-Württemberg und Bayern die nächsten Datendiebe. 

Und wie war das noch in Hessen? Da waren vier Steuerfahnder auf Steuerbetrug der Deutschen Bank und anderer großen Fische gestoßen, auch auf interessante Spuren in der CDU-Spendenaffäre. Ganz einfach: der Finanzminister des Herrn Ministerpräsidenten Koch deckte die Finanzverwaltung, die diese vier Steuerfahnder zum Psychiater schickte, der ein Gutachten ausstellte, diese Herren seien notorische Querulanten und aus dem Dienst zu entfernen. Nach seriösen Schätzungen beträgt der jährliche Verlust des Fiskus durch Steuerflucht und Steuerbetrug zwischen 100 und 300 Milliarden Euro. 

Und dann waren ja da noch die interessanten Informationen im neuen Jahr über den Herrn Westerwelle von der FDP. Er hatte eine Millionenspende aus dem Hotelgewerbe bekommen und bedankte sich sofort mit Frau Merkels Steuergeschenk an das Hotelgewerbe: Halbierung des Mehrwertsteuersatzes für Hoteliers. Das heißt dann „Wachstumsbeschleunigungsgesetz“. Was wächst hier wieder? Das Kapital. Dafür wird dann aber aller Wahrscheinlichkeit nach im Anschluss an die NRW-Wahl die Mehrwertsteuer für uns Normalverbraucher erhöht werden.

((Und auch sonst können weitere Kosten auf die normalen Menschen abgewälzt werden. Nehmen wir den Gesundheitsbereich. Hier wollen der Gesundheitsminister und die Kanzlerin die Kopfpauschale einführen. D.h. jeder und jede sollen gleich viel an die KK zahlen, die Besserverdienenden und die schlecht Verdienenden. Die Reichen müssen – anders als in der Schweiz - überhaupt nichts in die solidarischen gesetzlichen Krankenkassen einzahlen Angeblich soll das in Härtefällen durch Steuer ausgeglichen werden. Was das heißt, wenn die öffentliche Hand völlig überschuldet ist, kennen wir. Außerdem wird das solidarische Beitragssystem abgeschafft, insofern die auch gerade angekündigten Beitragserhöhungen der KKn nur den Arbeitnehmern aufgebürdet wird. Der früher 50%ige Beitrag der Arbeitgeber wird eingefroren. So geht die Umverteilung von unten nach oben weiter.

Im übrigen wird die Kostenexplosion im Gesundheitsbereich weiter angeheizt. Jeder weiß, dass der Hauptgrund dafür die Tricks der Pharmaindustrie sind. Sie kann die Preise allein bestimmen. Die Kassen haben kein Recht zu Preisverhandlungen. Das führt dazu, dass in Deutschland die Pharmakosten etwa doppelt so hoch sind wie in den USA oder der Schweiz. Nun haben wir in D eigentlich ein „Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen“. Es ist angeblich ein unabhängiges Institut. Das wollte der bisherige Leiter des Instituts, Peter Sawicki, wörtlich nehmen. So stellte er z. B. mehrfach fest, dass Firmen einfach ein altes Medikament nur leicht veränderten, erneut patentierten, um es hinterher teurer verkaufen zu können. Das gefiel den Firmen nicht. So wanderten sie ins Kanzleramt, entfesselten Medienkampagnen usw. mit dem Ergebnis, dass der Vertrag des unabhängigen Leiter des angeblich unabhängigen Instituts nicht verlängert wird. Auch das konnten Sie Anfang des Monats lesen.))

Da gab es noch weitere Meldungen, und zwar im Blick auf die Ebene der Bedürfnisse der normalen Bevölkerung: Herr Koch, der die Steuerflüchtlinge schützt, will stattdessen härter gegen die 1,5 % der Hartz IV Empfänger vorgehen, die die Sozialhilfe missbrauchen. Viele Kommunen in D. stehen vor der Pleite und alle sind überschuldet. Wie geht man damit um? Schwimmbäder werden geschlossen, Schulen nicht renoviert, Nahverkehr und Müllabfuhr reduziert oder verteuert, Kultureinrichtungen werden ausgehungert oder geschlossen usw. Muss ich Weiteres aufzählen? 

Zusammengefasst ist sonnenklar: Die Geldherrschaft über Gesellschaft und Menschen und Natur funktioniert von oben nach unten. Die Eigentümer des Finanzkapitals setzen mit ihrer maximalen Renditeforderung die Unternehmen unter Druck, die Gewinne um jeden Preis zu erhöhen, beide setzen die öffentlichen Einrichtungen und die Verbraucher und Verbraucherinnen unter Druck, den Preis dafür in vielfältiger Form zu bezahlen. Nur eines muss wachsen: das Kapital. 

Warum? Das kapitalistische System braucht Wachstum.
 Kapital ist (Geld- und anderes) Vermögen, das man investiert, um für die Privateigentümer eine möglichst hohe Rendite auf die eingesetzten Ressourcen und Arbeitsleistungen zu gewinnen. Daraus entsteht Wachstumszwang und das rationale Nutzenkalkül, die natürlichen Ressourcen möglichst frei zu nutzen, so wenig wie möglich arbeitende Personen einzustellen und Arbeitslöhne zu senken. Die neoliberalen Regierungen seit den 1980er Jahren verstärken diese Umverteilung von unten nach oben durch die Steuerpolitik und andere Maßnahmen, von denen wir einige oben anhand der Deutschen Bank wahrnehmen konnten. Die Steuern für hohe Einkommen und auf Gewinne und Renditen aus Vermögen wurden kontinuierlich gegen Null gesenkt, während die Steuern und Abgaben auf abhängige Arbeit ständig wuchsen.
 Alles muss der Vermehrung des Geldvermögens dienen und darum in Geld verwandelt werden. Dies ist der Grund für die Tendenz des Kapitals und der es stützenden neoliberalen Politik, die Quellen des Reichtums, Natur und ArbeiterInnen, zu zerstören. 

Die Ressourcen der Erde sind begrenzt, besonders Öl, auf dem die kapitalistische Industrialisierung beruht, aber auch die landwirtschaftlichen Flächen für die Ernährung, die nun noch durch Agro-Sprit Produktion dezimiert werden. Ein ökonomisches Modell, das auf grenzenlosem Wachstum aufbaut, benötigt grenzenlose Ressourcen. Zur Zeit erweitern die westlichen Mächte die Grenzen ihres eigenen Wachstums durch imperiale Kriege wie in Afghanistan und Irak oder durch die Unterstützung von faschistischen Regimen wie in Kolumbien und den Philippinen. Dahinter stehen die Finanzmärkte und die Transnationalen Konzerne, deren 100 größte ihre Konzernzentralen eben in den USA und der EU (mit wenigen Ausnahmen aus Ostasien) haben. Nur weil das Kapital wachsen will, muss unsere Wirtschaft quantitativ wachsen. Menschen und Natur können darüber kaputt gehen. 

Wer nicht wahrhaben will, dass all dies gewollt ist, lese Perkins, John, (2004) 2005 2. Aufl., Bekenntnisse eines Economic Hit Man. Unterwegs im Dienst der Wirtschaftsmafia, Riemann, München. Hier hat einer aus den „ökonomischen Schlägertrupps“ Gewissensbisse bekommen und an die Öffentlichkeit gebracht, wie in drei Stufen das Kapitalimperium mit Hilfe der westlichen imperialistischen Mächte unter Führung der USA sich die Länder und Regierungen unterwirft.

1. Sogenannte Experten aus Beraterfirmen bestechen Eliten in den Ländern der Dritten Welt mit zum Teil gefälschten Statistiken, Großprojekte zu realisieren, mit denen die Länder verschuldet werden, aber die westlichen Firmen, Banken und die korrupten Eliten Milliardengewinne machen. Sie arbeiten dabei mit der Weltbank zusammen. Durch die unbezahlbaren Schulden, kann dann die Wirtschafts- und Sozialpolitik der Länder zum Schaden der Bevölkerung und der Ökologie gesteuert werden. Dabei hilft der auch von Washington kontrollierte IWF.

2. Wenn das nicht gelingt, kommen die sog. Schakale von der CIA und beseitigen unbotmäßige Regierungschefs und Führer von sozialen Bewegungen. Der erste bekannte Fall war der Sturz des demokratisch gewählten Ministerpräsidenten Mossadegh, als dieser die Ölquellen für die Bevölkerung nationalisieren wollte, und die Einsetzung des Schahs an seiner Stelle. Weitere Beispiele sind Sukarno in Indonesien, Lumumba im Kongo, Allende in Chile usw.
3. Erst wenn das nicht gelingt, wie bei Saddam Hussein im Irak, wird direkt militärische Gewalt eingesetzt, um die Ressourcen des Landes unter Kontrolle zu bekommen.
Wie sieht die EKD die Realität?

II. Die an die Herrschaft des Kapitals angepasste EKD

Als Hintergrund des Wortes des Rates der EKD vom Juni 2009 ist der Streit um dien Unternehmerdenkschrift vom Juli 2008. Damals hatten 12 Wirtschaftswissenschaftler und TheologInnen heftig gegen die Anpassung der EKD an die Macht der Wirtschaft protestiert und eine erfolgreiche Unterschriftensammlung initiiert.
 Immerhin vier Kirchenkreise und -bezirke neben über 1200 Einzelpersonen und Organisationen schlossen sich der Kritik unter dem Titel „Frieden mit dem Kapital?“ an. Die KritikerInnen warfen der EKD vor, mit dieser Denkschrift aus biblisch-theologischer, wirtschaftswissenschaftlicher und weltweit ökumenischer Perspektive offensichtlich einen Irrweg betreten zu haben. Zur Begründung hieß es:

„1. Sie beschönigt die sozio-ökonomische Realität in grotesker Weise und trennt sich damit von der Mehrheit der Erdbevölkerung und auch von den Verlierern und vor allem Verliererinnen in Deutschland, die zunehmend unter den ausschließenden, verarmenden und ökologisch zerstörerischen Folgen des herrschenden Systems leiden. 

2. Indem sie diese Realität „Soziale Marktwirtschaft“ nennt, statt sie mit ihrem Namen, nämlich neoliberalem Kapitalismus, zu benennen, legitimiert sie diesen – in einer Zeit, in der sich die Mehrheit der Menschen und zunehmend auch Staaten vom Neoliberalismus abwenden. Sie erweckt den Eindruck, als seien zu beobachtende negative Probleme nur auf individuelles Fehlverhalten einzelner Akteure zurückzuführen und stützt so das bestehende System. 

3. Sie distanziert sich von ihren eigenen bisherigen sozialethischen Grundeinsichten, dass das unternehmerische Handeln durch eine widergelagerte Gesellschaftspolitik sozial- und ökologisch verträglich in die Gesellschaft eingebettet werden muss (vgl. das Wirtschafts- und Sozialwort der Kirchen von 1997, Ziff. 143). Sie nimmt stattdessen im Einklang mit dem neoliberalen Mainstream hin, „die staatliche Regulierung auf das Notwendigste“ (44) zu begrenzen. 

4. Die für diese Denkschrift und ihre Verbreitung Verantwortlichen gefährden die Einheit der EKD mit der weltweiten Gemeinschaft der Kirchen, die sich im Ökumenischen Rat der Kirchen (ÖRK), dem Reformierten Weltbund (RWB) und im Lutherischen Weltbund (LWB) zusammengeschlossen haben. Denn diese haben sich in einem langen, biblisch begründeten Prozess klar auf die Seite der vom herrschenden System ausgeschlossenen und verarmten Weltbevölkerung und der in ihrer Lebensfähigkeit bedrohten Erde gestellt und haben dem neoliberalen Kapitalismus eine klare Absage erteilt.“ 

Das Wort „Wie ein Riss in einer hohen Mauer“ ein Jahr später ist die Reaktion auf diese Kritik. Wie ist diese Reaktion zu bewerten? Immerhin heißt es im Vorwort von Bischof Huber:

„Solche Fragen werden in den Kirchen seit langem diskutiert. Doch die Stimmen derer wurden auch in den Kirchen nicht ernst genug genommen, die seit Jahren vor einer Fehlorientierung warnen: die Stimmen der Wissenschaftler, die für ein nachhaltiges Wirtschaften werben, und der Partner aus der weltweiten Ökumene, die auf die Folgen wirtschaftlicher Abhängigkeit und des Raubbaus an Rohstoffen und Energievorräten für die Ärmsten der Armen aufmerksam machen.“ (S. 6). 

Indirekt wird also zugegeben, was wir der EKD vorgeworfen hatten, dass nämlich die gesamte weltweite ökumenische Diskussion und Beschlussfassung, die eine klare Absage an den neoliberalen Kapitalismus als System enthält, in der Unternehmerdenkschrift vollständig umgangen wurde. Aber werden daraus Konsequenzen gezogen? Nein! Gleich in den nächsten beiden Absätzen wird so getan, als ob man die „Soziale Marktwirtschaft“ (SMW) nur weiterentwickeln müsste. Dabei werden „klare moralische Grundlagen“ eingefordert:

„Die entscheidende Grundlage der Sozialen Marktwirtschaft ist Freiheit

in Verantwortung.“

Hier wird also noch immer vorausgesetzt, dass die geltende Politik des Westens mit SMW bezeichnet werden kann und das Problem nur darin besteht, dass das Konzept der SMW durch Regulierungen um die fehlende ökologische und globale Dimension erweitert werden muss. Wenn es dann nicht funktioniert, liegt es an der fehlenden Verantwortung der als frei angenommenen Akteure. Gehen wir diesen hier gemachten Voraussetzungen im Einzelnen nach.

1. Fakt ist, dass die Entstehung der Sozialen Marktwirtschaft auf eine historisch einmalige Gemengelage spezifischer politischer und ökonomischer Einflussfaktoren zurückzuführen ist:

· In der Zwischenkriegszeit und insbesondere mit der Weltwirtschaftskrise 1929 war der klassisch liberale Laissez-faire-Kapitalismus real und ideologisch zusammengebrochen;

· Als Antwort darauf zielten die wirtschaftspolitischen Konzepte sowohl des Keynesianismus wie des Ordo-Liberalismus, die die Soziale Marktwirtschaft in den Folgejahren entscheidend prägen sollten, auf die Etablierung eines Interventionsstaates mit starker sozialpolitischer Komponente;

· Die zwei Weltkriege als das Ergebnis des Kampfes der kolonial-imperialen europäischen Mächte um die globale Vorherrschaft hatten die Nationen auf sich selbst zurückgeworfen. Dies führte nicht zuletzt zur Stärkung des Nationalstaates gegenüber ökonomischen Einflüssen von außen;

· Kapital und Arbeit begegneten sich auf Augenhöhe: Angesichts von Arbeitskräftemangel, hohen Wachstumsraten und fordistischer Produktionsweise (Massenproduktion braucht Massenkaufkraft und darum höhere Löhne) hatten die Gewerkschaften eine starke Gegenmachtposition gegenüber den Arbeitgebern;

· Der Kalte Krieg und die Konkurrenz zur ausstrahlenden Wirkung des sozialistischen Lagers brachte weit reichende soziale Zugeständnisse an die Bevölkerungen mit sich.

Auf diese für die Herausbildung der Sozialen Marktwirtschaft elementaren Voraussetzungen wird in den EKD-Papieren ebenso wenig eingegangen wie auf die Bedingungen, unter denen der (Neo-)Liberalismus im Laufe der 1970er und 1980er Jahre die Vorherrschaft zurückgewinnen konnte.
 Stattdessen wird so getan, als stelle die Soziale Marktwirtschaft unverändert einen konstituierenden Pfeiler der europäischen Gesellschaften dar. Entsprechend versäumt es das Papier auch zu analysieren, warum denn der Sozialstaat (auch) in Westeuropa Tag für Tag mehr abgebaut wird, die strukturelle Arbeitslosigkeit zunimmt und die Nationalstaaten sowie die Europäische Union faktisch keine Regulierungsmacht mehr gegenüber den globalen Märkten und deren Akteuren ausüben. 

Das ist in der EU aber auch gar nicht gewollt. Werfen wir einen Blick in den Lissabonvertrag, der die nun geltende rechtliche Grundlage für die EU darstellt. Zunächst könnte es so scheinen, als vertrete der Vertrag die klassische Soziale Marktwirtschaft, ergänzt um ökologische Anliegen. Unter Ziele heißt es in EU 1, Art. 3,3:

„Die Union errichtet einen Binnenmarkt. Sie wirkt auf die nachhaltige Entwicklung Europas auf der Grundlage eines ausgewogenen Wirtschaftswachstums und von Preisstabilität, eine in hohem Maße wettbewerbsfähige soziale Marktwirtschaft, die auf Vollbeschäftigung und sozialen Fortschritt abzielt, sowie ein hohes Maß an Umweltschutz und Verbesserung der Umweltqualität hin...“

Bereits in dieser Formulierung wird aber „Soziale Marktwirtschaft“ ergänzt durch „in hohem Maße wettbewerbsfähig“. Dass es allein darauf ankommt, zeigt der weitere Vertragstext. Darin taucht das Wort „Sozial“ im Zusammenhang von Marktwirtschaft nicht mehr auf. Stattdessen heißt es in AEU, Art. 119 unter der Überschrift „Grundsätze der Wirtschafts- und Währungsunion“:
„(1) Die Tätigkeit der Mitgliedstaaten und der Union im Sinne des Artikels 2 des Vertrags über die Europäische Union umfasst ... die Einführung einer Wirtschaftspolitik, die auf einer engen Koordination der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten, dem Binnenmarkt und der Festlegung gemeinsamer Ziele beruht und dem Grundsatz einer offenen Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb verpflichtet ist“ (vgl. auch Art. 120 und die absolute Gültigkeit der Marktfreiheiten im Binnenmarkt AEU, 26,2 u.ö.).
Entsprechend fällt in der Geld- und Währungspolitik die Balance zwischen angemessenem Wachstum und Preisstabilität weg, denn beide sollen

„vorrangig das Ziel der Preisstabilität verfolgen und unbeschadet dieses Zieles die allgemeine Wirtschaftspolitik in der Union unter Beachtung des Grundsatzes einer offenen Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb unterstützen“ (AEU, Art.119,2).

Das heißt zusammengefasst: Der Vertrag vertritt trotz der hehren Zielformulierungen faktisch eine neoliberale Wirtschafts- und eine monetaristische Währungs- und Geldpolitik, keine Soziale Marktwirtschaft. Das kommt auch darin zum Ausdruck, dass die Sozialpflichtigkeit des Eigentums abgeschafft, dafür aber die unternehmerische Freiheit in den Grundrechtskatalog aufgenommen wurde.

Kein Wort von alledem in dem Riss-Papier der EKD. Stattdessen wird ganz treuherzig gesagt: „Die EU ist der politische Gestaltungsraum für eine ökologisch orientierte Soziale Marktwirtschaft der in ihr vereinigten Nationalstaaten.“ (20)
2. Schon gar nicht analysiert das Papier die Bedingungen, unter denen das angeblich noch existierende europäische Sozialmodell auf Weltebene übertragen werden kann. Stattdessen wieder holt sie das Wunschdenken der UDS (S.20 unter Verweis auf S. 98 der UDS):

„Zur sozialen Gestaltung der fortschreitenden Globalisierung bedarf es weltweit gültiger Spielregeln. Dabei sollte das Leitbild der Sozialen Marktwirtschaft die globalisierten Entwicklungen auch international prägen. Es geht darum, Kriterien der gerechten Teilhabe aller bzw. der sozialen Inklusion weltweit zu verankern.“
Weiß die EKD wirklich nicht, dass dieser Versuch ausdrücklich 1944 auf der Weltwirtschaftskonferenz von Bretton-Woods durch Keynes gemacht, aber von den USA abgeschmettert wurde?
 Dieser hatte eine Weltzentralbank und ein vom Dollar unabhängiges Verrechnungsweltgeld, den bancor, vorgeschlagen, ebenso eine Strafbesteuerung für Länder mit ungleichgewichtigen Handelsbilanzen und einen Strukturentwicklungsfonds für ärmere Länder. Die USA aber wollten freie Bahn für ihren Dollar und ihre übermächtigen Konzerne und setzten so die Entwicklung zur Liberalisierung, Privatisierung und Deregulierung des Neoliberalismus in Gang – Ursache für die heutige Finanz-, Wirtschafts-, Sozial- und Klimakrise. 

Dieses ahistorische Ausblenden des mit der kapitalistischen Entwicklung einhergehenden Formwandels im Riss-Papier scheint von der Furcht geleitet, über die Beschäftigung mit den Sachfragen der Globalisierung zu den unausweichlich dazu gehörenden Machtfragen vorzustoßen. So findet sich denn auch kein einziges Wort darüber, dass die Entwicklung des Kapitalismus als solchem und damit auch die derzeitige Gestalt der Globalisierung maßgeblich von gesellschaftlichen Kräfteverhältnissen bestimmt werden. So kann man die Konflikte mit der herrschenden politischen und wirtschaftlichen Macht vermeiden und sichert so die Privilegien der konstantinischen Volkskirche.

3. Da hilft auch nichts das wiederholte Einstimmen in den Chor jener, die der Finanz- und Wirtschaftskrise mit Regulierungen allein beikommen wollen. Wie das Beispiel der Deutschen Bank zeigte, ist die Macht des Finanzkapitals so groß, dass sich bereits jetzt die großen Worte der Politik direkt nach der Krise als hohle Phrasen erwiesen haben. Das Casino-Spiel läuft wieder auf vollen Touren und wird die nächste Krise mit Sicherheit herbeiführen, die noch schlimmer ausfallen wird als die jetzige. Wenn der Kern des Kapitalismus – Gewinnorientierung der auf absolutem Privateigentum und Konkurrenz aufgebauten Wirtschaft – nicht angetastet wird, lassen sich die Finanzmärkte nicht mehr regulieren. „Wenn das Finanzvermögen die Realwirtschaft um ein Vielfaches übersteigt und die Geldvermittlung zu einem gewinnorientierten Geschäftszweig wird, ist es um die Demokratie geschehen. Wachsen sich die Banken, Vermögensverwalter, Versicherer und Börsen zu einer mächtigen Industrie aus, haben Regierungen keine Chance mehr, diese zu regulieren. Umgekehrt wird dann die gesamte Gesellschaft von der Finanzindustrie reguliert“.
 Deshalb verschlimmert die gegenwärtige Politik der Sozialisierung der Verluste der Banken etc. die Lage, insofern die Eigentümer und ihre Manager davon ausgehen können, dass der Staat ihr spekulatives Verhalten auch bei der nächsten Krise wieder belohnen wird. Es bedarf weitergehender Transformationen, auf die ich noch zurückkomme.

3. Als Ersatz für eine klare Struktur- und Machtanalyse dient der EKD der moralische Zeigefinger:

„Der Erfolg des Konzepts der Sozialen Marktwirtschaft hängt wesentlich von der moralischen Prägung und dem ethischen Verhalten der Verantwortungsträger ab.“
Hier wird die Personalisierung der Probleme wie schon in der UDS fortgesetzt, wo der wesentliche Beitrag der Kirche darin gesehen wurde, die Unternehmer zu ermahnen „ehrbare Kaufleute“ zu werden. Eine wertbezogene Individualethik soll die Auswüchse des neoliberalen Kapitalismus heilen. Klassisch hat Max Weber das Verhältnis von Kapitalismus und Individualethik analysiert, wenn er sagt:

„Im Gegensatz zu allen anderen Herrschaftsformen ist die ökonomische Kapitalherrschaft ihres ›unpersönlichen‹ Charakters halber ethisch nicht reglementierbar. Sie tritt schon äußerlich meist in einer derart ›indirekten‹ Form auf, dass man den eigentlichen ›Herrscher‹ gar nicht greifen und daher ihm auch nicht ethische Zumutungen stellen kann. Man kann an das Verhältnis des Hausherrn zum Dienstboten, des Meisters zum Lehrling, des Grundherrn zum Hörigen oder Beamten, des Herrn zum Sklaven, des patriarchalen Fürsten zum Untertanen, weil sie persönliche Beziehungen sind und die zu leistenden Dienste einen Ausfluss und Bestandteil dieser darstellen, mit ethischen Postulaten herantreten und sie inhaltlichen Normen zu unterwerfen suchen … Die ›Konkurrenzfähigkeit‹, der Markt: Arbeitsmarkt, Geldmarkt, Gütermarkt, ›sachliche‹, weder ethische noch antiethische, sondern einfach anethische, jeder Ethik gegenüber disparate Erwägungen bestimmen das Verhalten in den entscheidenden Punkten (Hervorhebung v. Vf.) und schieben zwischen die beteiligten Menschen unpersönliche Instanzen. Diese ›herrenlose Sklaverei‹, in welche der Kapitalismus den Arbeiter oder Pfandbriefschuldner verstrickt, ist nur als Institution ethisch diskutabel (Hervorhebung v. Vf.), nicht aber ist dies — prinzipiell — das persönliche Verhalten eines, sei es auf der Seite der Herrschenden oder der Beherrschten, Beteiligten, welches ihm ja bei Strafe des in jeder Hinsicht nutzlosen ökonomischen Untergangs in allem Wesentlichen durch objektive Situationen vorgeschrieben ist und — da liegt der entscheidende Punkt — den Charakter des ›Dienstes‹ gegenüber einem unpersönlichen sachlichen Zweck hat (Hervorhebung v. M. Weber).“

An anderer Stelle setzt Weber diesen Gedanken ausdrücklich in Spannung, ja, Gegensatz zur christlichen Ethik: „Wie das ökonomische und politische rationale Handeln seinen Eigengesetzlichkeiten folgt, so bleibt jedes andere rationale Handeln innerhalb der Welt unentrinnbar an die brüderlichkeitsfremden Bedingungen der Welt, die seine Mittel oder Zwecke sein müssen, gebunden und gerät irgendwie in Spannung zur Brüderlichkeitsethik.“

Das heißt doch nicht mehr und nicht weniger, als dass Unternehmer, die ihr Handeln substantiell und nicht nur kosmetisch an ethischen oder gar biblischen Kriterien ausrichten wollen, im real existierenden Kapitalismus aus dem Markt herausfliegen würden. Sie werden in eine ethische Zerreißprobe gestürzt. Nur als Institution im Ganzen ist die liberale, also als selbstregulierend gedachte kapitalistische Marktwirtschaft nach Weber “ethisch diskutabel“. D.h. Ethik kann hier nur durch systemische Änderungen zum Zug gebracht werden. Doch gerade das verweigert die Denkschrift. Angesichts dieser Sachlage greift ein individual-ethischer Ansatz im rein betriebswirtschaftlichen Bereich im Prinzip zu kurz, um der real existierenden kapitalistischen Marktwirtschaft im globalen Kontext und ihren lebensgefährlichen Strukturen und Wirkungen Alternativen entgegenzusetzen. (Evtl Caritas..ergänzen)

III. Wie könnten Alternativen aussehen?

1. Ausgangspunkt für die Kirche muss die biblische Ökonomie des „Genug für alle“ sein. Sie ist im Kern in der Mannageschichte zusammengefasst (Ex 16). Das von Gott gegebene Brot ist genug für jede Person – wenn fair geteilt wird: “Als sie die Gefäße zählten, hatte keiner, der viel gesammelt hatte, zuviel, und keiner der wenig gesammelt hatte zu wenig. Jeder hatte so viel gesammelt, wie er zum Essen brauchte” (V.18). Daraus resultieren zwei zentrale Verbote der Bibel, z. B. im Dekalog zum Ausdruck kommen. Im 1. Gebot heißt es: „Ich bin es, JHWH, dein Gott, der ich dich aus dem Land Ägypten hinausführte, aus dem Haus des Sklaventums“ (Ex 20,2). Gott will ein Volk, in dem niemand Herr ist und niemand Sklave. „Nach dem Handeln des Landes Ägypten, wo ihr einmal wohntet, handelt nicht, nach dem Handeln des Landes Kanaan, wohin ich euch gebracht habe, handelt nicht“ (Lev 18,3). Niemals sollen sich in Israel „ägyptische“ Verhältnisse einschleichen, niemals Verhältnisse wie im Sklavenhaus, niemals „kanaanitische“ Verhältnisse, Verhältnisse des Großgrundbesitzes, wo der Baal, der „Besitzer“, Gott ist (1Kön 18,21; 21,1-16). Aus dem 1. Gebot folgt also das 1. Verbot: das Verbot des Sklaventums (Ausbeutung der Arbeitskraft von Menschen, vgl. das Sabbat-Gebot).

Das zweite Verbot bezieht sich auf die Akkumulation (Ansammlung von nicht geteiltem Reichtum). Im 10. Gebot heißt es „Du sollst nicht begehren Deines Nächsten Haus, Hof... und alles, was sein ist“ Das ist genau das, was in der neu entstandenen Geld-Eigentums-Wirtschaft seit dem 8. Jh. v. Chr. geschah. Großgrundbesitzer nutzten die legalen Mittel von Zins auf Kredite, um Bauern zu verschulden, ihnen bei Nichtzahlung das verpfändete Land zu nehmen und sie als Schuldsklaven für sich arbeiten zu lassen. Jesus nimmt dieses Verbot auf, indem er uns beten lehrt um das tägliche Brot, nicht um wachsende Bankkonten. Er verwirft die Ökonomie des unbegrenzten Wachstums von Eigentum durch Geldmechanismen: Wir müssen uns entscheiden zwischen Gott und Mammon, den Gott des Schätzesammelns (Mt 6). 

Beide Verbote, die fordern, arbeitende Menschen nicht auszubeuten und nichts über das zum Leben Nötige hinaus zu akkumulieren, entlarven den Finanzkapitalismus als das Gegenteil der biblischen Botschaft. Denn er ist das Gegenteil der biblischen Ökonomie des „Genug für alle“. Das muss die Kirche als Erstes sagen, wenn es um Alternativen zum Kapitalismus geht.

2. Als zweites muss sie sich selber kapitalistischer Verhaltensweisen enthalten. Seit Jahren ruft eine wachsende Mehrheit der weltweiten Ökumene unsere Kirchen und Gemeinden z. B. dazu auf, nicht mit den großen Geschäftsbanken zusammenzuarbeiten, weil diese alle der Spekulation und Steuerhinterziehung schuldig sind. Wie schwer war es aber schon, während des Antiapartheidkampfes Kontenkündigungen bei der Deutschen Bank durchzusetzen, obwohl diese Konsortiumführerin der Apartheidfinanzierung war. Und nun stellt sich in der Krise heraus, dass z. B. die Oldenburgische Kirche Millionenverluste verbuchen musste, weil sie mit Spekulation hohe Renditen erzielen wollte. Dabei gibt es alternative Banken wie die GLS-Gemeinschaftsbank und Sparkassen und Volksbanken, die nur erspartes Geld als Kredit für die Realwirtschaft der Region ausleihen. Auch die EKD kapituliert vor der Macht des Faktischen. Gegenüber dem biblischen Zinsverbot (3. Mose 25,35-37) stellt sie in der Internetseite zu den Kirchenfinanzen einfach fest: „Der steigende Kapitalbedarf einer schnell wachsenden Wirtschaft war ohne den gewerblichen Geldverleih nicht mehr möglich. Die moderne Wirtschaft kommt ohne die zinsnehmende Geldwirtschaft nicht aus... Eingebunden in das geltende Wirtschaftssystem können sie (erg. die Kirchen) sich dem heutigen Finanzsystem kaum entziehen. Als Teil der Gesellschaft sind sie auch Teil des Systems. Eine Lösung wird nicht in einem Systemausstieg, sondern in einem verantwortlichen Umgang mit Geld gesehen.“
 Damit ist das Problem entsorgt.

3. Alternativen im Kleinen sind aber das Übungsfeld für die Arbeit an der Transformation des Makrosystems.
 Nehmen wir nur als Beispiel das Geld- und Finanzsystem. Hier hat Attac-Österreich hat einen Entwurf „Für ein anderes Finanzsystem“ vorgelegt. Den will ich zum Schluss kommentieren. Grundsätzlich ist dabei zu beachten, dass diese Vorschläge eine langfristige Perspektive einnehmen. Es versteht sich von selbst, dass sie nicht einfach umgesetzt werden können. Dazu bedarf es des Drucks der betroffenen Bevölkerungen und der Ausarbeitung kurzfristiger und mittelfristiger Schritte. Aber es ist sehr wichtig, die langfristige Perspektive zu haben und alle diese Schritte auf sie auszurichten.

Für ein alternatives Finanzsystem

Attac Österreich, Entwurf, Februar 2010

Das neoliberale Finanzsystem – freier Kapitalverkehr, freie Wechselkurse, profitorientierte Banken, schrankenlose Derivatisierung – hat rundum versagt und schadet in der derzeitigen Ausformung der Realwirtschaft und der gesamten Gesellschaft. Zwar sind sich alle einig, dass Finanzmärkte reguliert werden müssten. Doch die alleinige „Regulierung“ von Märkten ist zuwenig, weil die Märkte in vielen Bereichen das Problem an sich sind. Die deregulierten Finanzmärkte sind zu einem globalen Casino geworden. Nicht nur Aktien, Kredite und Wechselkurse, auch immer mehr Güter mit lebenserhaltender Funktion wie Nahrungsmittel, Rohstoffe oder Wohnraum wurden dem Spekulationsrecht unterworfen. Die staatlichen Rettungsmaßnahmen für Banken und die Regulierungsvorschläge, die auf globaler Ebene diskutiert werden, deuten darauf hin, dass dieses Casino nicht geschlossen werden, sondern weiter geöffnet bleiben soll. Attac fordert die Schließung dieses Casinos und ein Alternatives Finanzsystem, das auf gänzlich anderen Prinzipien aufbaut als das neoliberale Finanzmarktmodell. Diese Alternative umfasst mehrere Elemente:

1. Egalitäres Währungssystem nach J. M. Keynes: Weltwährungsunion und „Globo“

Das System von Bretton Woods, das auf Goldbindung, fixen Wechselkursen und Kapitalverkehrsbeschränkungen beruht hatte, brach an seinem entscheidenden Konstruktionsfehler zusammen: der Doppelrolle des Dollars als US-Landes- Weltleitwährung.  Die Dollarhegemonie ist auch für den Ausbruch der globalen Schuldenkrise 1982 und das gegenwärtige Handelsungleichgewicht der USA mit China verantwortlich: es sorgt für chronische globale Instabilität.

Schon 1944 schlug der Ökonom John Maynard Keynes eine egalitäre und stabile Alternative zur Dollarhegemonie vor: An die Stelle einer „nationalen“ Weltleitwährung sollte eine künstliche Verrechnungseinheit treten, die sich aus einem „Korb“ aller wichtigen Weltwährungen zusammensetzt. Dieser „Globo“ (Keynes nannte ihn „Bancor“), wäre jedoch keine Weltwährung, sondern nur eine Verrechnungseinheit für den Welthandel. Die Wechselkurse aller Landeswährungen zu dieser Handels-, Reserve- oder Sekundärwährung würden gemeinsam von den TeilnehmerInnen der „Weltwährungsunion“ festgelegt und periodisch nach realer Kaufkraftparität angepasst. Das würde allen Beteiligten hohe Planungssicherheit gewähren und Spekulation weitgehend unrentabel machen. Dieses System böte im Unterschied zum Euro – der als Weltleitwährung nur ein Ersatz für den Dollar mit einer ähnlichen Funktionsweise wäre – neben Stabilität auch Flexibilität, weil a) keine gemeinsamen Zinssätze gelten müssten und b) Länder mit unterschiedlicher ökonomischer Entwicklung (Produktivität, Inflation) diese durch Anpassung der Wechselkurse ausgleichen könnten.

2. Politische Festsetzung der Rohstoffpreise

Der Markt als Mechanismus freier Preisbildung hat nicht nur bei der Bildung der Wechselkurse versagt, indem er extreme Instabilität und eine Serie von schweren Währungs- und Wirtschaftskrisen mit sich brachte, sondern auch bei der Preisbildung für Rohstoffe: Mal schießen sie in den Himmel und verteuern Energie oder Grundnahrungsmittel und stürzen Dutzende Millionen von Menschen in Hunger und Elend (die wichtigste Ursache für den Anstieg der Zahl der weltweit hungernden Menschen von 850 Millionen auf über eine Milliarde in den letzten Jahren ist Rohstoffpreisspekulation an den Warenterminbörsen: einer der Spieltische im globalen Finanzcasino). Der Marktmechanismus kommt hier einer massiven strukturellen Menschenrechtsverletzung gleich. Deshalb sollten die wichtigsten Rohstoffpreise von einem politischen Ausschuss in den Vereinten Nationen festgelegt werden. Bauern hätten dann verlässliche ErzeugerInnenpreise, KonsumentInnen könnten ihre Lebenshaltungskosten planen: alle gewännen, bis auf die SpekulantInnen. Begleitend wäre jedoch die Abstimmung des Nahrungsmittelangebotes auf die – bedürfnisorientierte – Nachfrage nötig.

Auch bei den energetischen Rohstoffen wie allen voran Erdöl wäre es für alle Beteiligten besser, den Preis langfristig voraussehen zu können. Dann wäre es möglich, diesen stetig, aber ohne wilde Sprünge, zu verteuern, um den ökologischen Umbau der (Welt-)Wirtschaft zu ermöglichen, den Klimawandel zu bremsen sowie der nahenden Versorgungsknappheit entgegenzusteuern und damit auch kriegerischen Verteilungskonflikten um knapper werdende Ressourcen vorzubeugen.

Instabile Wechselkurse und Rohstoffpreise sind die beiden Hauptlegitimationen für die Existenz von Finanzderivaten. Werden beide durch politische Absprache stabilisiert, dann bräuchte es Derivate schlicht nicht. Die meisten anderen Derivate erfüllen keine volkswirtschaftlich überzeugende Funktion, beispielsweise CDO (undurchschaubare Kreditbündel) oder CDS (Kreditausfallversicherungen), die eine entscheidende Rolle bei der Hypothekenkrise gespielt haben. Das vom Derivate-Casino ausgehende volkswirtschaftliche Risiko steht in keinem Verhältnis zu seinem Nutzen für einzelne interessierte Gruppen: Es kann und sollte getrost zur Gänze geschlossen werden. 

3. Demokratische Banken

Die Funktionsweise und Regulierung der  Banken im „dominierenden“ globalen Finanzsystem hat versagt. Die Gewinnorientierung hat die Banken von ihren angestammten Aufgaben weggeführt. Anstatt kostengünstige Finanzierung für realwirtschaftliche Aktivitäten bereitstellen, haben sie die profitorientierte Spekulation im globalen Finanzkasinos betrieben. Das Finanzsystem als Ganzes wurde ineffizient, es kam zum Stillstand und riss die gesamte Wirtschaft in die Rezession. Gleichzeitig wurden durch EU-weite und globale Marktliberalisierung so riesige Finanzkolosse herangezüchtet, dass sie „systemrelevant“ geworden sind und nicht in die Insolvenz geschickt werden können. Aufgrund ihrer enormen Macht können diese Kolosse außerdem die nötige Re-Regulieurng der Finanzmärkte erfolgreich blockieren; und das gesamte Löschwasser der Regierungen für sich beanspruchen: Während Steuergeld in mehrstelliger Milliardenhöhe für Hilfen und Kredite an die Banken gebunden wird, steht es für alle anderen Zwecke nicht mehr zur Verfügung. Zu diesem neoliberalen und undemokratischen Bankmodell braucht es eine grundlegende Alternative.

Die Grundidee: Geld als Kredit zählt zur Infrastruktur der Wirtschaft und sollte als öffentliches Gut definiert und unter demokratische Kontrolle gebracht werden. Die „Demokratische Bank“ würde folgende Kernaufgaben erfüllen: 

1. Das bedingungslose Recht aller WohnsitzbürgerInnen auf ein kostenloses Girokonto; 

2. Sichere Sparkonten mit staatlicher Einlagegarantie; 

3. Kostengünstige und unbürokratische Kreditvergabe an „real“ investierende Unternehmen und Haushalte; 

4. Soziale und ökologische Prüfung der Kreditansuchen („ökosoziales Basel III“); 

5. Transparenz bei der Kreditvergabe. 

6. Verzicht auf Zinsen im herkömmlichen Sinne; die Kreditkosten werden als Gebühr eingehoben, mit der a) die Kosten der Bank gedeckt, b) allfällige Geldentwertung durch Inflation ausgeglichen und c) ausfallende Kredite finanziert werden.

Demokratische Banken sind durch das Gesetz zur Erfüllung dieser Aufgaben verpflichtet; sie haben keine Gewinne zu machen, was ihren Spielraum erweitert, sondern dem Gemeinwohl zu dienen. Demokratische Banken schöpfen kein Geld, das Recht zur Geldschöpfung ergeht ausschließlich an die Zentralbank.

Entscheidender Unterschied zu traditionellen „Staatsbanken“: Demokratische Banken sind von der Regierung unabhängig. Sie werden direkt vom Souverän kontrolliert und alle Gremien von der Bevölkerung direkt gewählt, die allein – nicht Parlament oder Regierungen – die verfassungsmäßigen Ziele und gesetzlichen Leistungen „seiner“ Bank ändern kann.

Auf dem Weg zur Demokratischen Bank ist es sowohl vorstellbar, dass die Demokratische Bank „von unten“ als Genossenschaftsbank gegründet und aufgebaut wird als auch, dass staatliche Banken (kommunale Sparkassen, Commerzbank, Kommunalkredit, HGAA, …) in Demokratische Banken verwandelt werden.

Mit der Demokratischen Bank sind neben Wechselkursen und Rohstoffen nun auch Zinsen dem Marktmechanismus entzogen. Damit ist das soziale Finanzsystem eine Systemalternative zum neoliberalen Finanzmarktmodell.

4. Das Casino schließen

Schon vor der oder parallel zur Schaffung Demokratischer Banken muss das globale Finanzcasino geschlossen werden. Wir fordern: 

a) Die Zerschlagung systemrelevanter Banken. Keine private Bank darf „too big to fail“ sein.

b) Die Banken müssen alle Geschäfte in die Bilanz aufnehmen und strengere Eigenkapitalvorschriften und klarere Bilanzierungsregeln befolgen.

c) Trennung vom Kredit- und Investmentgeschäft: Banken, die auch im Investmentbanking tätig sind, erhalten keinerlei staatliche Hilfen oder Garantien mehr.

d) Fonds müssen einer einheitlichen EU-Fondsrichtlinie unterstellt werden, die Fonds, die in Steueroasen lizensiert sind, vom Binnenmarkt ausschließt, bestimmte Geschäftspraktiken (Leerverkäufe, Rohstofffutures, CDOs) untersagt sowie die Hebelverstärkung (keine Kredite für Finanzfonds). 

e) Finanz-TÜV: Finanzderivate müssen vor der Zulassung auf ihr Risiko geprüft werden und sie dürfen nur noch auf den beaufsichtigten Börsen gehandelt werden. 

4. Börsen als Instrument für Nachhaltige Entwicklung

Nicht nur Banken sollen in Zukunft alle Investitionsvorhaben auf ihre soziale und ökologische Mehrwert schaffen, um Projekte, die heute zwar ökonomisch rentable sind, aber einen sozialen oder ökologischen Minderwert schaffen, nicht zu finanzieren; sondern auch Börsen. Nachhaltige Börsen stellen zwar auch in Zukunft Risikokapital für gewagte Unternehmungen zur Verfügung, jedoch nur, wenn diese Innovationen sozialen und ökologischen Mehrwert schaffen. Für die dafür nötige Beurteilung sollte ein demokratischer Wirtschaftskonvent Gemeinwohlkriterien erstellen, die auf alle Unternehmen, auf die Kreditvergabe durch die Demokratische Bank sowie die Vergabe von ökosozialem Risikokapital herangezogen werden. 

Um die extreme Umverteilungswirkung durch Aktiengesellschaften zu minimieren, fordern wir weiters Maßnahmen zur Verlängerung der Haltedauer von Aktien; zur höheren Verantwortlichkeit der Vorstände; sowie zur größeren Mitsprache der Beschäftigten und anderer Stakeholder:

a) Koppelung des Stimmrechts an die Haltedauer. Aktionäre erhalten bei den Vollversammlungen nur dann ein Stimmrecht, wenn sie sich verpflichten, die Aktie mindestens zehn Jahre zu halten.

b) Vermögenszuwachssteuern: Kapitaleinkommen müssen bei der Meldung an das Finanzamt und Besteuerung gleich behandelt werden wie Arbeitseinkommen. Spekulationsfristen sind abzuschaffen.

c) Einführung von Börsenumsatz- oder Finanztransaktionssteuern, die den Handel mit Aktien verteuern.

d) Stock Options werden verboten. Stattdessen wird die Hälfte des Einkommens von Vorständen und höheren Managern an soziale oder ökologische Erfolgsindikatoren gekoppelt. 

e) Das gesamte Finanzeinkommen eineR Beschäftigten einer Aktiengesellschaft darf das 30-fache des gesetzlichen Mindestlohnes nicht übersteigen.

f) Nach dem Vorbild Norwegens müssen Aufsichtsräte von Aktiengesellschaften zu mindestens 40 Prozent mit Frauen besetzt werden. Im Vorstand muss ein aliquoter Anteil von Frauen – zu den Beschäftigten – vertreten sein, mindestens jedoch 30%.

g) Ab einer bestimmten MitarbeiterInnenzahl müssen den Beschäftigten und der Gesellschaft Stimmrechte in Aufsichtsrat und Vorstand eingeräumt werden, ab 100 Beschäftigten 25 Prozent, ab 250 Beschäftigten 50 Prozent, ab 500 Beschäftigten zwei Drittel der Stimmrechte. 

5. Globale Steuerkoordination und Steuern

Globale Märkte bedürfen globaler Regeln. Derzeit stehen den Rechten und Freiheiten der Global Players keinerlei globale Pflichten gegenüber. Sie können nicht nur höhere Gewinne auf dem Weltmarkt erzielen, sondern ersparen sich auch noch Milliarden an Steuerleistung, indem sie ihre Gewinne ihre Vermögen und Gewinne in Steueroasen verschieben und vom Steuerwettbewerb der Nichtsteueroasen profitieren, in den sie sie ganz gezielt hineinreiten.

a) Schließung von Steueroasen und globale Steuerkooperation/“Transparenzunion“.  Wir fordern die Festlegung globaler Mindeststandards für Besteuerung von Vermögen, Vermögenseinkommen und Unternehmensgewinnen und ihre automatische Meldung an die zuständigen Finanzämter. Die EU-Zinsrichtlinie muss auf alle Kapitaleinkommen und juristische Personen ausgeweitet und „globalisiert“ werden. Staaten, die sich weigern, an dieser zu schaffenden Transparenzunion teilzunehmen, könnten dann vom freien Kapitalverkehr ausgeschlossen werden.

Außerdem braucht es dringend globale Finanzmittel zur globalen Armutsbekämpfung, für ökologische Investitionen und die Befriedigung von Grundbedürfnissen z. b. durch vermehrte medizinische Forschung. Mögliche Kandidaten für globale Steuern sind:

b) Finanztransaktionssteuer. Nach einer Studie des Wirtschaftsforschungsinstitutes würde eine FTT bei globaler Einführung im Spitzenszenario mehr als 1000 Milliarden US-Dollar einbringen. Zum Vergleich: Die gesamte öffentliche Entwicklungszusammenarbeit beträgt derzeit weniger als 150 Milliarden US-Dollar. Eine IHS-Berechnung kommt bei einer EU-weiten Einführung und einem Steuersatz von 0,1% auf ein jährliches Steueraufkommen von 270 Milliarden Euro: das Doppelte des EU-Haushaltes. Sobald die Wechselkurse festgelegt werden, braucht es die Transaktionssteuer auf Devisen nicht mehr – sie ist eine Übergangslösung auf dem Weg zu einem egalitären globalen Währungssystem. 

c) Globale Unternehmensgewinnsteuer. Global Players genießen zahlreiche Vorteile gegenüber klein- und mittelständischen Unternehmen (KMU) und erzielen oft aberwitzige Gewinne in zweistelliger Milliardenhöhe. Sie dürfen deshalb auch stärker zur Kasse gebeten werden: etwa mit einer globalen Gewinnsteuer von 10 Prozent.

d) Globale Vermögenssteuer/HNWI-Steuer. Die Globalisierung hat eine Elite schwerreicher Individuen hervorgebracht, deren Einkommen teilweise aus globalen Unrechtsstrukturen resultieren. Diese astronomischen Vermögen müssen auch global besteuert werden. Eine einprozentige HNWI-Steuer würde ein jährliches Steueraufkommen von 330 Milliarden US-Dollar generieren, eine zweiprozentige Steuer 660 Milliarden US-Dollar. Globale Investmentbanken und Vermögensberater sagen den HNWI stabile Vermögensrenditen von sieben bis acht Prozent pro Jahr voraus. Die Steuer würde somit nur einen kleinen teil ihrer Vermögenszuwächse betreffen.

e) Globale CO2-Steuer. „Von allen Instrumenten zur Bremsung des Treibhauseffekts ist der Handel mit Emissionszertifikaten das ineffizienteste“, meint der Solar-Vordenker Hermann Scheer. Wir fordern die Besteuerung von Kohlendioxid, beginnend mit 10 Euro pro Tonne, um einen direkten Vermeidungsanreiz zu schaffen. Sobald die Weltmarktpreise für Rohstoffe politisch festgelegt werden, erübrigt sich diese Steuer.

Der geeignete Ort für die Umsetzung dieser Maßnahmen sind die Vereinten Nationen, die UNO, und nicht die G20, der Basler Ausschuss oder der Internationale Währungsfonds. Die UNO ist das höchste globale Gremium, das zwar noch auf geringer demokratische Legitimation beruht, aber besser demokratisch legitimiert ist als alle anderen genannten Institutionen. Wir fordern gleichzeitig die permanente weitere Demokratisierung der UNO: die Erweiterung des Sicherheitsrates und die Stärkung parlamentarischer und zivilgesellschaftlicher Vertretung in allen Organen. 

In der UNO könnte eine Weltsteuerbehörde, die Weltwährungsunion mit Weltwährungsbank, der Rohstoffpreisausschuss sowie die Transparenzunion angesiedelt werden. Wer Ja zur Globalisierung sagt, muss auch Ja zu globalen Regeln und Institutionen sagen. 

Allerdings bedeutet diese Klärung und Umgewichtung globaler Governancestrukturen nicht die generelle Verlagerung politischer und souveräner Entscheidungsgewalt auf die globale Ebene. Vielmehr können und sollen globale Governancestrukturen dazu dienen, die politischen und demokratischen Handlungsspielräume auf lokaler, regionaler und nationalstaatlicher Ebene zu erhöhen, zum Beispiel durch die Beschränkung des freien Kapitalverkehrs oder die Schließung von Steueroasen.

Allianzen bilden und Druck von unten aufbauen

Vor zehn Jahren hat Attac Analysen gemacht und Forderungen aufgestellt, für die das junge globalisierungskritische Netzwerk von vielen belächelt wurde. Heute wissen alle, dass Attac Recht gehabt hat. Der Glaubwürdigkeitsgewinn für Attac kann genützt werden, um mit dieser Systemalternative eine breite öffentliche Diskussion auszulösen und zahlreiche Verbündete zu finden. Gewerkschaften, Kirchen, Parteivorfeldorganisationen, Gemeinden/Kommunen, soziale Bewegungen und engagierte StaatsbürgerInnen – gemeinsam können sie Druck von unten aufbauen und Parlamente und Regierungen zum Handeln zwingen.

--------------

Dies sind einige Vorschläge. Sie zielen letzten Endes darauf, das Geld als Ware zum Mehr-Geld-Machen abzuschaffen und es als öffentliches Gut neu zu organisieren, das nur dem realen Wirtschaften für das Leben der Menschen dient.

Ich will aber zum Schluss noch einmal unterstreichen, dass dies nicht zum Ziel führen wird, wenn wir nicht alle daran gehen, unser auf Ich-Erweiterung zielendes, kalkulierendes Denken, also uns selbst als Geldsubjekt unter Kontrolle zu bringen. Das wird uns nur gelingen, wenn wir die Ergebnisse der Glücksforschung in die Tat umsetzen. Diese sagt nämlich: Wenn wir einen Lebensstandard erreicht haben, in dem wir mit Würde leben können, bringt Geldvermehrung keinen weiteren Glücksgewinn. Glücklich fühlen sich Menschen vielmehr durch gelingende Beziehungen. Das sind nicht nur die Beziehungen zwischen zwei Menschen, sondern alle sozialen, wirtschaftlichen und politischen. Jesus sagt für glücklich übrigens selig (Selig sind ....).

Ich wünsche Ihnen, dass sie glückliche, ja selige Menschen werden.
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